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IVC5@bmf.bund.de 

Bundeszentralamt 
für Steuern 

BETREFF Lohnsteuerliche Behandlung der Überlassung von Vermögensbeteiligungen ab 2009 
(§ 3 Nummer 39, § 19a EStG) 

GZ 

DOK 

IV C 5 - S 2347/09/10002 
2009/0632376 
(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Arbeitnehmer wesentliche Änderungen erfahren. Unter Bezugnahme auf das Ergebnis einer 

Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder und dem Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales wird zur lohnsteuerlichen Behandlung der Überlassung von 

Durch das Gesetz zur steuerlichen Förderung der Mitarbeiterkapitalbeteiligungen 

(Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetz) vom 7. März 2009 (BGBl. I S. 451, BStBl I S. 436) hat 

die lohnsteuerliche Behandlung der Überlassung von Vermögensbeteiligungen an 

Vermögensbeteiligungen ab 2009 wie folgt Stellung genommen: 

1. Steuerfreistellung über § 3 Nummer 39 EStG 

1.1 Allgemeines (§ 3 Nummer 39 Satz 1 EStG) 

1.1.1 Begünstigter Personenkreis 

§ 3 Nummer 39 des Einkommensteuergesetzes (EStG) gilt für unbeschränkt und beschränkt 

einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer (siehe § 1 der Lohnsteuer-

Durchführungsverordnung - LStDV -), die in einem gegenwärtigen Dienstverhältnis zum 

www.bundesfinanzministerium.de 

http:www.bundesfinanzministerium.de


 
                  

     

 

         

            

          

  

 

          

         

           

        

        

 

   
 

           

                      

             

               

                

       

 

 

            

            

                

               

         

                

         

 

        

          

                  

             

       

 

         

          

      

Die Überlassung von Vermögensbeteiligungen an frühere Arbeitnehmer des Arbeitgebers ist 

nur steuerbegünstigt, soweit die unentgeltliche oder verbilligte Vermögensbeteiligung im 

tatsächliche Arbeitsleistung überlassen wird. Personen, die ausschließlich Versorgungsbezüge 

1.1.2 Begünstigte Vermögensbeteiligungen 

ab 2009 durch das BMF-Schreiben vom 16. März 2009 (BStBl I S. 501) geändert wurde, wird 

hingewiesen. Aktienoptionen sind keine Vermögensbeteiligungen i.S.d. Fünften 

ist, sind in § 3 Nummer 39 Satz 1 EStG i.V.m. § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, b und d 

bis l und Absatz 2 bis 5 des Fünften Vermögensbildungsgesetzes (5. VermBG) abschließend 

aufgezählt. Auf das BMF-Schreiben vom 9. August 2004 (BStBl I S. 717), das mit Wirkung 

beziehen, stehen nicht mehr in einem gegenwärtigen Dienstverhältnis. 

Rahmen einer Abwicklung des früheren Dienstverhältnisses noch als Arbeitslohn für die 

Seite 2	 Unternehmen (siehe § 1 Absatz 2 LStDV) stehen. Ein erstes Dienstverhältnis ist nicht 

Voraussetzung für die Steuerfreistellung. 

In einem gegenwärtigen Dienstverhältnis stehen auch Arbeitnehmer, deren Dienstverhältnis 

ruht (z.B. während der Mutterschutzfristen, der Elternzeit, Zeiten der Ableistung von Wehr­

und Zivildienst) oder die sich in der Freistellungsphase einer Altersteilzeitvereinbarung 

befinden. 

Die Vermögensbeteiligungen, deren Überlassung nach § 3 Nummer 39 EStG steuerbegünstigt 

Vermögensbildungsgesetzes. 

angehören, gelten als Arbeitgeber in diesem Sinne (§ 3 Nummer 39 Satz 3 EStG). Der Begriff 

„Unternehmen des Arbeitgebers“ im Sinne des § 3 Nummer 39 Satz 1 EStG umfasst das 

gesamte Betätigungsfeld des Arbeitgebers im lohnsteuerlichen Sinn; zum Arbeitgeberbegriff 

Es muss sich um Beteiligungen „… am Unternehmen des Arbeitgebers …“ handeln. 

Unternehmen, die demselben Konzern im Sinne von § 18 des Aktiengesetzes (AktG) 

in diesem Sinne siehe § 1 Absatz 2 Satz 2 LStDV, R 19.1 der Lohnsteuer-Richtlinien 2008 

- LStR 2008 - sowie die entsprechenden Hinweise. 

Inländische und ausländische Investmentanteile können nicht steuerbegünstigt überlassen 

werden, soweit es sich nicht um Anteile an einem Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermögen 

im Sinne des § 90l InvG handelt (Ausschluss des Buchstaben c des § 2 Absatz 1 Nummer 1 

des 5. VermBG). Dies gilt auch dann, wenn das Sondervermögen oder der ausländische 

Investmentfonds Vermögenswerte des Arbeitgebers beinhaltet (insbesondere Aktien). 

Die Beteiligung an einem Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermögen ist bei Erwerb von 

entsprechenden Anteilen durch den Arbeitgeber für den Arbeitnehmer begünstigt, denn 

aufgrund der besonderen Ausgestaltung des Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermögens 



 
                   

          

     

 

         

             

      

 

       
 

           

         

            

          

        

           

   

 

            

   

            

            

       

     

 

               

             

       

 

    
 

              

         

        

 

  
 

             

         

            

       

Seite 3	 handelt es sich ebenfalls dem Grunde nach um eine Beteiligung „… am Unternehmen des 

Arbeitgebers …“; eine Investition des Sondervermögens in das Unternehmen des 

Arbeitgebers ist hier nicht erforderlich. 

Auch der Erwerb von Vermögensbeteiligungen durch eine Bruchteilsgemeinschaft, der 

ausschließlich Arbeitnehmer angehören, stellt einen Erwerb im Sinne des § 2 Absatz 1 

Nummer 1 des 5. VermBG dar. 

1.1.3 Überlassung der Vermögensbeteiligung durch einen Dritten 

zu überlassenden Vermögensbeteiligung am Unternehmen des Arbeitgebers ist. Die 

Vermögensbeteiligung unmittelbar erhält 

1. 

Unternehmen, oder 

2. von einem Unternehmen, das mit dem Unternehmen des Arbeitgebers in einem 

ob der Arbeitgeber dem Dritten den Preis der Vermögensbeteiligung oder die durch die 

Überlassung entstehenden Kosten ganz oder teilweise ersetzt. 

Konzernuntergesellschaft oder zwischen anderen Konzerngesellschaften). 

Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Arbeitgeber in die Überlassung eingeschaltet ist oder 

Konzern (§ 18 AktG) verbunden ist (z.B. Ausgabe von Aktien oder anderen 

Vermögensbeteiligungen durch eine Konzernobergesellschaft an Arbeitnehmer der 

von einem Beauftragten des Arbeitgebers, z. B. einem Kreditinstitut oder anderen 

gegenwärtige Dienstverhältnis veranlasst ist. Eine steuerbegünstigte Überlassung von 

Vermögensbeteiligungen durch Dritte liegt z. B. vor, wenn der Arbeitnehmer die 

Steuerbegünstigung gilt deshalb auch für den geldwerten Vorteil, der bei Überlassung der 

Vermögensbeteiligung durch einen Dritten entsteht, sofern die Überlassung durch das 

Voraussetzung für die Steuerbegünstigung ist nicht, dass der Arbeitgeber Rechtsinhaber der 

1.1.4 Mehrfache Inanspruchnahme 

§ 3 Nummer 39 EStG ist auf das Dienstverhältnis bezogen. Steht der Arbeitnehmer im 

Kalenderjahr nacheinander oder nebeneinander in mehreren Dienstverhältnissen, kann die 

Steuerbefreiung in jedem Dienstverhältnis in Anspruch genommen werden. 

1.1.5 Geldleistungen 

Die Steuerbegünstigung gilt nur für den geldwerten Vorteil, den der Arbeitnehmer durch die 

unentgeltliche oder verbilligte Überlassung der Vermögensbeteiligung erhält. Deshalb sind 

Geldleistungen des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer zur Begründung oder zum Erwerb der 

Vermögensbeteiligung oder für den Arbeitnehmer vereinbarte vermögenswirksame 



 
               

       

 

  
 

         

        

         

          

            

          

    

 

          
 

           
 

          

         

         

          

                

     

 

              

           

            

         

          

            

   

 

         

          

           

           

            

       

 

Seite 4	 Leistungen i.S.d. Fünften Vermögensbildungsgesetzes, die zur Begründung oder zum Erwerb 

der Vermögensbeteiligung angelegt werden, nicht steuerbegünstigt. 

1.1.6 Nebenkosten 

Die Übernahme der mit der Überlassung von Vermögensbeteiligungen verbundenen 

Nebenkosten durch den Arbeitgeber, z.B. Notariatsgebühren, Eintrittsgelder im 

Zusammenhang mit Geschäftsguthaben bei einer Genossenschaft und Kosten für 

Registereintragungen, ist kein Arbeitslohn. Ebenfalls kein Arbeitslohn sind vom Arbeitgeber 

übernommene Depotgebühren, die durch die Festlegung der Wertpapiere für die Dauer einer 

vertraglich vereinbarten Sperrfrist entstehen; dies gilt entsprechend bei der kostenlosen 

Depotführung durch den Arbeitgeber. 

1.2 Weitere Voraussetzungen (§ 3 Nummer 39 Satz 2 EStG) 

1.2.1 

durch die Erklärung eines Freiwilligkeitsvorbehalts sicherstellen. Weitere Voraussetzung ist, 

dass die Vermögensbeteiligung zusätzlich zu ohnehin geschuldeten Leistungen gewährt wird 

(siehe auch R 3.33 Absatz 5 LStR 2008). Die Beteiligung darf auch nicht auf bestehende oder 

künftige Lohnansprüche angerechnet werden. 

Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist, dass auf die Vermögensbeteiligung kein 

Rechtsanspruch besteht (freiwillige Leistung). Dies kann der Arbeitgeber beispielsweise 

Zusatzleistung (§ 3 Nummer 39 Satz 2 Buchstabe a EStG) 

Eine Entgeltumwandlung ist für die Steuerfreiheit nach § 3 Nummer 39 EStG schädlich. Das 

Unternehmensbeteiligungen generell ausgeschlossen ist. So kann § 3 Nummer 39 EStG z.B. 

angewendet werden, wenn der Kaufpreis (Eigenanteil) einer Vermögensbeteiligung mit 

bereits besteuertem Arbeitslohn verrechnet wird, die zusätzliche Leistung des Arbeitgebers 

bedeutet aber nicht, dass der Einsatz von Arbeitslohn zum Erwerb von 

von einer Eigenleistung des Arbeitnehmers abhängig ist oder der Arbeitgeber lediglich einen 

verbilligten Erwerb anbietet. 

Die Ausgestaltung eines Mitarbeiterbeteiligungsprogramms, also das „Wie“ darf verbindlich 

festgelegt sein (z.B. in einer Betriebsvereinbarung, in einem Tarifvertrag). Verbindliche 

Regelungen über die Verteilungsgrundsätze, also der Maßstäbe, nach denen der vorgegebene 

finanzielle Rahmen verteilt werden soll, sind für die Steuerfreiheit der Überlassung 

unschädlich. Das „Ob“ darf dagegen nicht verbindlich festgelegt sein, denn hieraus lassen 

sich für den Arbeitnehmer Rechtsansprüche herleiten. 



 
      

 

            

        

           

         

       

            

         

         

    

 

            
 

               

         

           

           

           

       

            

          

     

 

          

         

           

         

      

 

          

           

          

  

 

         
 

                

              

           

                   

Seite 5 Beispiel: 

Der Arbeitgeber A kann jährlich frei darüber entscheiden, ob er seinen Arbeitnehmern 

Vermögensbeteiligungen zukommen lässt. In einer Betriebsvereinbarung ist lediglich 

festgelegt, dass A in diesem Fall seinen Arbeitnehmern Anteile an einem 

Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermögen im Sinne des § 90l InvG verschaffen wird. 

Falls A seinen Arbeitnehmern Anteile an dem Mitarbeiterbeteiligungs-

Sondervermögen verschafft, kann die Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 39 EStG in 

Anspruch genommen werden, da in der Betriebsvereinbarung lediglich die 

Ausgestaltung des Mitarbeiterbeteiligungsprogramms (also das „Wie“, nicht aber das 

„Ob“) verbindlich festgelegt ist. 

die kürzer als ein Jahr in einem Dienstverhältnis zum Unternehmen stehen, können 

einbezogen werden. Bei einem Konzernunternehmen müssen die Beschäftigten der übrigen 

Konzernunternehmen nicht einbezogen werden. 

des Angebots ein Jahr oder länger ununterbrochen in einem gegenwärtigen Dienstverhältnis 

zum Unternehmen des Arbeitgebers stehen. Einzubeziehen sind danach z.B. auch geringfügig 

Beschäftigte, Teilzeitkräfte, Auszubildende und weiterbeschäftigte Rentner. Arbeitnehmer, 

Nach § 3 Nummer 39 Satz 2 Buchstabe b EStG ist unabhängig von der arbeitsrechtlichen 

Verpflichtung zur Gleichbehandlung Voraussetzung für die Steuerfreiheit, dass die 

Beteiligung mindestens allen Arbeitnehmern offen steht, die im Zeitpunkt der Bekanntgabe 

Einzubeziehende Arbeitnehmer (§ 3 Nummer 39 Satz 2 Buchstabe b EStG) 1.2.2
 

Vorstandsmitglieder und für Arbeitnehmer, die zwischen dem Zeitpunkt des Angebots und 

dem Zeitpunkt der Überlassung der Vermögensbeteiligung aus dem Unternehmen 

ausscheiden (z.B. Auslaufen des Arbeitsvertrages, Kündigung). 

Es wird nicht beanstandet, wenn aus Vereinfachungsgründen ins Ausland entsandte 

Arbeitnehmer (sog. Expatriates) nicht einbezogen werden. Entsprechendes gilt für 

Hinsichtlich der Konditionen, zu denen die Vermögensbeteiligungen überlassen werden, kann 

bei den einzelnen Arbeitnehmern differenziert werden (z.B. bezüglich der Höhe einer 

Zuzahlung oder der Beteiligungswerte). Dies bedarf aus arbeitsrechtlicher Sicht eines 

sachlichen Grundes. 

1.3 Bewertung (§ 3 Nummer 39 Satz 4 EStG) 

Nach § 3 Nummer 39 Satz 4 EStG ist als Wert der Vermögensbeteiligung der gemeine Wert 

zum Zeitpunkt der Überlassung anzusetzen. Für die Höhe des Wertes wird dabei an die 

Grundsätze des Bewertungsgesetzes (BewG) angeknüpft und nicht an die üblichen Endpreise 

am Abgabeort, wie sie nach § 8 Absatz 2 Satz 1 EStG sonst für die nicht in Geld bestehenden 



 
                        

      

 

             

               

           

 

         

                     

        

 

          

          

          

         

             

  

 

                   

              

          

           

           

             

            

                

             

             

 

 

      
 

            

          

          

            

           

             

          

 

Seite 6	 Einnahmen im Regelfall anzusetzen sind. § 8 Absatz 2 Satz 9 EStG und R 8.1 Absatz 2 Satz 9 

LStR 2008 sind daher nicht anzuwenden. 

Für die Bewertung der in § 3 Nummer 39 EStG genannten Vermögensbeteiligungen gilt 

immer § 3 Nummer 39 Satz 4 EStG als spezielle Bewertungsvorschrift, und zwar auch dann, 

wenn die Steuerbegünstigung nach § 3 Nummer 39 EStG nicht greift. 

Veräußerungssperren mindern den Wert der Vermögensbeteiligung nicht (vgl. BFH-Urteile 

vom 7. April 1989 - VI R 47/88 -, BStBl II S. 608 und vom 30. September 2008 - VI R 

67/05 -, BStBl 2009 II S. 282). 

Aus Vereinfachungsgründen kann die Ermittlung des Wertes der Vermögensbeteiligung beim 

und Veranlagungsverfahren. 

der Schlussauktion im XETRA-Handel ergibt (Schlusskurs). Die an einer Regionalbörse 

Telefonhandel oder bei an ausländischen Börsen gelisteten Aktien), ist der am Stichtag dort 

umzurechnen. 

ermittelte Kurs zugrunde zu legen. Kurse in fremder Währung sind mit dem Tagesdevisenkurs 

deutschen Börse gehandelten Aktien, bei denen der Kurs nicht in der oben beschriebenen 

Weise ermittelt wird, ist der niedrigste im Börsengeschehen des Stichtags ermittelte Kurs 

zugrunde zu legen. Bei Aktien, die nicht an einer deutschen Börse gehandelt werden (z. B. im 

gelisteten Aktien sind mit dem Kurs anzusetzen, der im jeweiligen elektronischen 

Börsensystem unter dem Gesichtspunkt der Meistausführung ermittelt wird. Bei an einer 

Die Bewertung von Aktien richtet sich nach § 11 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 BewG. Die an 

der Deutschen Börse gelisteten Aktien sind hiernach mit dem Kurs anzusetzen, der sich bei 

durchschnittliche Wert der Vermögensbeteiligungen angesetzt werden, wenn das Zeitfenster 

der Überlassung nicht mehr als einen Monat beträgt. Dies gilt jeweils im Lohnsteuerabzugs­

einzelnen Arbeitnehmer am Tag der Ausbuchung beim Überlassenden oder dessen 

Erfüllungsgehilfen erfolgen. Bei allen begünstigten Arbeitnehmern kann aber auch der 

1.4 Ermittlung des steuerfreien geldwerten Vorteils 

Der geldwerte Vorteil ergibt sich aus dem Unterschied zwischen dem Wert der 

Vermögensbeteiligung bei Überlassung und dem Preis, zu dem die Vermögensbeteiligung 

dem Arbeitnehmer überlassen wird. Der Zeitpunkt der Beschlussfassung über die 

Überlassung, der Zeitpunkt des Angebots an die Arbeitnehmer und der Zeitpunkt des 

Abschlusses des obligatorischen Rechtsgeschäfts sind in jedem Fall unmaßgeblich. Bei einer 

Verbilligung ist es unerheblich, ob der Arbeitgeber einen prozentualen Abschlag auf den Wert 

der Vermögensbeteiligung oder einen Preisvorteil in Form eines Festbetrags gewährt. 



 
           

 

             

           

          

             

              

     

 

  
 

         

             

       

                    

             

                

  

 

           

          

         

       

 

         
 

                

            

        

 

                

             

         

            

               

               

             

                 

          

           

 

Seite 7 1.5 Pauschalbesteuerung nach § 37b EStG 

Nach § 37b Absatz 2 Satz 2 EStG sind sämtliche Vermögensbeteiligungen von der 

Anwendung des § 37b EStG ausgeschlossen. Steuerpflichtige geldwerte Vorteile aus der 

Überlassung von Vermögensbeteiligungen (z.B. den steuerfreien Höchstbetrag nach § 3 

Nummer 39 Satz 1 EStG übersteigende geldwerte Vorteile und Fälle, in denen die 

Steuerfreistellung des § 3 Nummer 39 EStG bereits dem Grunde nach nicht greift) sind 

danach grds. individuell zu besteuern. 

1.6 Zuflusszeitpunkt 

Der Zuflusszeitpunkt bestimmt sich nach den allgemeinen lohnsteuerlichen Regelungen. 

Urteil vom 23. Juni 2005 - VI R 10/03 -, BStBl II S. 770). Bei Aktien ist dies der Zeitpunkt 

der Einbuchung der Aktien in das Depot des Arbeitnehmers (BFH-Urteil vom 20. November 

2008 - VI R 25/05 -, BStBl II 2009 S. 382). Zu Vereinfachungsregelungen siehe aber unter 

Zeitpunkt des Zuflusses ist der Tag der Erfüllung des Anspruchs des Arbeitnehmers auf 

Verschaffung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht über die Vermögensbeteiligung (BFH-

Tz. 1.3. 

Muss der Arbeitnehmer aufgrund der getroffenen Vereinbarung einen höheren Kaufpreis als 

Entsprechendes gilt für Kursrückgänge nach dem Zuflusszeitpunkt. 

z.B. den Kurswert der Vermögensbeteiligung zahlen, betrifft dies die private 

Vermögensebene des Arbeitnehmers und führt nicht zu negativen Arbeitslohn. 

2. 

§ 3 Nummer 39 EStG gilt infolge der Anwendungsregelung in § 52 Absatz 1 EStG erstmals 

für die Lohnzahlungszeiträume des Jahres 2009 (bei laufendem Arbeitslohn) und für die 

Zuflusszeitpunkte im Jahr 2009 (bei sonstigen Bezügen). 

Erstmalige Anwendung des § 3 Nummer 39 EStG 

Hat der Arbeitgeber in der Zeit zwischen dem 1. Januar 2009 und dem 31. März 2009 

Vermögensbeteiligungen i.S.d. § 3 Nummer 39 EStG überlassen und sind diese nach dem 

1. April 2009 (Inkrafttreten des Mitarbeiterkapitalbeteiligungsgesetzes) steuerlich anders zu 

behandeln (keine Begrenzung auf den halben Wert der Beteiligung, neuer Höchstbetrag von 

360 € ), greift § 41c Absatz 1 Nummer 2 EStG. Der Arbeitgeber kann den Lohnsteuerabzug 

ändern; er ist dazu verpflichtet, wenn ihm dies wirtschaftlich zumutbar ist (§ 41c Absatz 1 

Satz 2 EStG i.d.F. des Gesetzes zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 

Deutschland vom 2. März 2009, BGBl. I S. 416, BStBl I S. 434). Ändert der Arbeitgeber den 

Lohnsteuerabzug nicht, kann der Arbeitnehmer beim Finanzamt den höheren Steuerfreibetrag 

in der Regel bei der Veranlagung zur Einkommensteuer geltend machen. 



 
                   

 

               

              

              

          

 

      
 

                 

            

             

            

           

           

 

       

          

           

            

            

           

        

 

  
 

              

            

       

      

     

 

  

 

Seite 8 3. Weiteranwendung des § 19a EStG a.F. über § 52 Absatz 35 EStG 

Die Übergangsregelung nach § 52 Absatz 35 Nummer 2 EStG greift auch dann, wenn eine 

Vereinbarung vor dem 31. März 2009 getroffen wurde, aber die Höhe des geldwerten Vorteils 

noch ungewiss war. Dies ist z.B. der Fall, wenn die Höhe der Vermögensbeteiligung und 

damit die Höhe des geldwerten Vorteils vom Betriebsergebnis abhängig ist. 

4. Mitarbeiterbeteiligungsprogramm nach französischem Recht (FCPE) 

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH (siehe u.a. BFH vom 23. Juni 2005 - VI R 124/99 -, 

oder Rechten ggü. dem Arbeitgeber regelmäßig noch nicht zum Lohnzufluss. Der Zufluss ist 

Zuwendung anderer Vorteile (z.B. Tausch in Aktien). Dies gilt unabhängig von der 

Ausgestaltung im Einzelfall. Bis zur Auflösung des Programms fließen dem Arbeitnehmer 

auch keine Kapitaleinkünfte (Dividenden, Zinsen etc.) zu. 

mittels Einschaltung eines Fonds Commun de Placement d’Entreprise (FCPE) nach 

französischem Recht eine Besteuerung des geldwerten Vorteils erst im Zeitpunkt der 

Auflösung des Programms und Überweisung eines Geldbetrags an den Arbeitnehmer bzw. der 

erbracht worden ist, er also wirtschaftlich verfügt oder zumindest verfügen kann. 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze erfolgt bei Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen 

grundsätzlich erst mit der Erfüllung des Anspruchs (der Gewinnchance) gegeben. Ein Vorteil 

ist dem Arbeitnehmer erst dann zugeflossen, wenn die geschuldeten Leistungen tatsächlich 

BStBl II S. 766, zu den Wandelschuldverschreibungen) führt das Innehaben von Ansprüchen 

5. Anwendung 

Dieses Schreiben ist ab 1. Januar 2009 anzuwenden. Es wird im Bundessteuerblatt Teil I 

veröffentlicht und steht ab sofort für eine Übergangszeit auf den Internetseiten des 

Bundesministeriums der Finanzen http://www.bundesfinanzministerium.de unter der Rubrik 

Wirtschaft und Verwaltung/Steuern/Veröffentlichungen zu Steuerarten/Lohnsteuer zur 

Ansicht und zum Abruf bereit. 

Im Auftrag 

■■■ 

http:http://www.bundesfinanzministerium.de

